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Deutsche Universitäten sehen sich mit einer wach-
senden Herausforderung konfrontiert: Antisemitis-
mus tritt zunehmend offen auf und prägt die Atmo-
sphäre vieler Campusstandorte. Regelmäßig kommt 
es zu Störungen von Veranstaltungen durch Pro-pa-
lästinensische Studenten und Studentinnen, Hörsaal-
besetzungen und der Verbreitung antisemitischer 
Inhalte durch Flyer und Plakate. Diese beinhalten oft 
eine Negierung des Existenzrechts Israels oder Auf-
rufe zur Gewalt, was die Sicherheit und das Wohl-
befinden aller, aber vornehmlich jüdischer oder is-
raelischer Studenten und Studentinnen erheblich 
beeinträchtigt. 

Seit dem 7. Oktober 2023 ist die Situation für jüdische 
Studenten und Studentinnen besonders bedrohlich. 
Neben physischen Anfeindungen auf dem Campus, 
sehen sie sich vermehrt mit Hasskampagnen und 
Drohungen konfrontiert.

Wenn Hochschulen zum  
unsicheren Ort werden

Eine vom Bundesministerium für Bildung und For-
schung (BMBF) in Auftrag gegebene Befragung unter 
2.300 Studierenden brachte alarmierende Ergebnis-
se ans Licht: Rund 8 Prozent der befragten Studen-
ten und Studentinnen teilen israelbezogene antise-
mitische Einstellungen, ein Anteil, der in etwa dem 
in der Gesamtbevölkerung entspricht. Besonders 
besorgniserregend ist, dass ein Drittel der jüdischen 
Studenten und Studentinnen angibt, selbst Diskrimi-
nierungserfahrungen gemacht zu haben. Darüber hi-
naus berichteten mehr als die Hälfte der jüdischen 
Studenten und Studentinnen, Zeugen und Zeuginnen 
von antisemitischen Diskriminierungen gewesen zu 
sein.1 Diese Erkenntnisse werden durch Berichte der 
Recherche- und Informationsstelle Antisemitismus 
(RIAS) ergänzt, die systematisch antisemitische Vor-

fälle dokumentiert und deren Ausmaß sichtbar macht. 
Laut dem Jahresbericht 2023 des Bundesverbands der 
Recherche- und Informationsstellen Antisemitismus 
(RIAS) wurden insgesamt 471 antisemitische Vorfälle 
in Bildungseinrichtungen dokumentiert.2 Die Ergeb-
nisse verdeutlichen den dringenden Handlungsbedarf, 
sowohl auf institutioneller als auch auf gesellschaftli-
cher Ebene, um jüdische Studenten und Studentinnen 
zu schützen und antisemitischen Einstellungen ent-
gegenzuwirken.

Studien zeigen, dass sich rund 44 Prozent der jüdi-
schen Studierenden und Absolventen unsicher füh-
len, ihre jüdische Identität offen zu zeigen.3 Zudem 
vermeiden jüdische Studenten und Studentinnen 
bestimmte Bereiche und Veranstaltungen auf dem 
Campus aus Angst vor antisemitischen Vorfällen. Die 
psychischen Folgen sind erheblich, da viele Studie-
rende feindseligen Narrativen in Seminaren, sozialen 
Medien und alltäglichen Gesprächen ausgesetzt sind. 
Diese Ängste führen dazu, dass manche ihre jüdische 
Identität vollständig verbergen, was zu einem wach-
senden Gefühl der Ausgrenzung und zu psychischen 
Gesundheitsproblemen führt.

Zwischen Ignoranz und Unsicherheit:  
Der Umgang der Hochschulen mit  
Antisemitismus

Trotz dieser erschreckenden Entwicklungen handeln 
viele Hochschulen nur zögerlich. Die Reaktionen auf 
Vorfälle bleiben oft unzureichend, und der Einsatz 
vorhandener Mechanismen wie des Hausrechts oder 
rechtlicher Konsequenzen erfolgt selten. Dabei man-
gelt es häufig nicht nur an Strukturen zur Bekämp-
fung von Antisemitismus, sondern auch an einem 
Bewusstsein für dessen unterschiedliche Erschei-
nungsformen und Ursachen. 
Bereits die Unterscheidung zwischen legitimer Kritik 
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an Israel und israelbezogenem Antisemitismus fällt 
vielen Menschen schwer. An Universitäten wird häufig 
unter dem Deckmantel akademischer Debatten oder 
der Meinungsfreiheit antisemitische Rhetorik geäu-
ßert, die sich gegen jüdische Studenten und Studen-
tinnen richtet. Dies schafft ein feindliches Umfeld, in 
dem berechtigte Kritik an israelischer Politik von anti-
semitischen Narrativen überlagert wird. Zusätzlich 
erschwert die Problematik externer Einflussnahme 
die Situation: Bei Protesten an Berliner Universitä-
ten wurde beispielsweise festgestellt, dass rund zwei 
Drittel der Beteiligten keine Studenten der Universitä-
ten waren, sondern hochschulfremde Personen, die  
gezielt Stimmung machten und antisemitische Nar-
rative verbreiteten. So wurde zum Beispiel bekannt, 
dass bei einer Besetzung des Innenhofes der Freien 
Universität Berlin 77 Strafanzeigen gestellt wurden. 
Lediglich 23 Täter  waren aber an der Hochschule 
eingeschrieben.4 Für die betroffenen Hochschulen 
bedeutet dies nicht nur eine Herausforderung in der 
Aufrechterhaltung der Sicherheit und Ordnung auf 
dem Campus, sondern auch eine Belastung für den 
akademischen Diskurs. Denn durch die externe Ein-
flussnahme wird die Debattenkultur gestört und der 
eigentliche Charakter der Universität als Ort des Dia-
logs und der Wissenschaft untergraben. 

Handlungsempfehlungen

Innerhalb der Konferenz Actions Matter - THE 
SUMMIT mit dem Titel „Countering Antisemitism: 
From National Strategies to Local Implementation“ 

wurde in mehreren Workshops und Panels ein Action 
Plan zur Bekämpfung von Antisemitismus entwickelt. 
Der Workshop „Universities as a Place for Dialogue? 
Antismetism on Campuses“ widmete sich den spezifi-
schen Problemen und Lösungsansätzen im Hochschul-
bereich und diskutierte Vorschläge für Maßnahmen 
im Umgang mit Antisemitismus auf dem Campus. Das 
Panel brachte hochrangige Experten und Expertinnen 
aus verschiedenen Ländern zusammen. Zu den Refe-
renten gehörten Botschafter a.D. Emmanuel Nahs-
hon, Vertreter der Association of Israeli Universities 
aus Israel, Hanna Esther Veiler, Präsidentin der Union 
jüdischer Studierender in Deutschland, Joani Reid MP, 
Vorsitzende der überparteilichen Parlamentsgruppe 
gegen Antisemitismus im britischen Parlament, sowie 
Dr. Joshua Krug, Gastprofessor an der Hochschule für 
Jüdische Studien in Heidelberg. Moderiert wurde das 
Panel von Sima Vaknin-Gil ehemalige Generaldirekto-
rin des israelischen Ministeriums für strategische An-
gelegenheiten.

Die Teilnehmer und Teilnehmerinnen des Workshops 
kamen zu dem Ergebnis, dass Universitäten eine be-
sondere Verantwortung tragen, da sie nicht nur Orte 
des akademischen Diskurses, sondern auch Räume 
des sozialen Miteinanders sind. Um dieser Verant-
wortung gerecht zu werden, müssen Hochschulen 
entschlossen gegen Antisemitismus vorgehen und 
Maßnahmen ergreifen, die ein sicheres und inklusi-
ves Umfeld für alle Studierenden gewährleisten. Die 
folgenden Handlungsempfehlungen bieten konkrete 
Ansätze, wie dies gelingen kann.
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Zur systematischen Erfassung antisemitischer 
Vorfälle sollten unabhängige Zentren und 
Meldestellen eingerichtet werden, die speziell 
für Universitätscampi zuständig sind. Ergän-
zend dazu ist die Einführung zentraler Daten-
banken notwendig, um die Meldung und den 
Austausch von Vorfällen zwischen Universitä-
ten und staatlichen Stellen zu gewährleisten. 
Diese Infrastruktur schafft eine fundierte Basis 
für Analysen und zielgerichtete Maßnahmen. 

Stärkung der Datenerfassung  
und Dokumentation
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Universitätsordnungen sollten klare und durch-
setzbare Regelungen enthalten, um antisemi-
tisches Verhalten sowie diskriminierende Rhe-
torik zu sanktionieren. Beispiele hierfür sind 
Disziplinarmaßnahmen, die von Verwarnungen 
bis hin zur Exmatrikulation reichen können. Zu-
dem sollten bestehende Regularien und gesetz-
liche Grundlagen konsequent genutzt werden, 
um antisemitische Handlungen zu ahnden. 

Konsequente Ahndung  
antisemitischer Vorfälle

https://elnet-deutschland.de/actions-matter-2024/
https://elnet-deutschland.de/actions-matter-2024/
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Fazit und Ausblick

Antisemitismus an deutschen Universitäten stellt eine 
tiefgreifende Herausforderung dar, die entschlosse-
nes Handeln erfordert. Die dargelegten Handlungs-
empfehlungen unterstreichen die Notwendigkeit 
eines systematischen und umfassenden Ansatzes. 
Dazu gehören die konsequente Datenerfassung, die 
Ahndung antisemitischer Vorfälle, gezielte Schulun-

gen und auch die Förderung jüdischer Stimmen auf 
dem Campus.

Mit der Einrichtung von Antisemitismus-Beauftragten 
sowie der Stärkung des öffentlichen Bewusstseins für 
die Problematik kann ein sicheres und inklusives Um-
feld geschaffen werden, das alle Studenten und Stu-
dentinnen schützt und den demokratischen Werten 
gerecht wird. Es liegt an den Universitäten, ihre Ver-
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Schulungsprogramme für Mitarbeiter sollten 
entwickelt werden, um die Erkennung und 
Bekämpfung von Antisemitismus zu fördern. 
Themen zu diesen Schulungsprogramme 
sollten sein: jüdisches Leben, Bekämpfung 
von Antisemitismus, die Shoah und Israel 
als jüdischer Staat. Generell sollten Institute 
für Jüdische bzw. Israel Studien, Antisemitis-
mus- und Holocaustforschung für alle errich-
tet werden. Die dort gegebenen Vorlesungs-
formate und Workshops werden ein tieferes 
Verständnis der historischen Wurzeln und 
der fortdauernden Präsenz von Antisemitis-
mus vermitteln können und tragen zu einer 
Sensibilisierung zu dieser Thematik bei. Diese 
Maßnahmen tragen präventiv dazu bei, das 
Bewusstsein für die Problematik auf individu-
eller und institutioneller Ebene zu schärfen.

Etablierung von Lehrstühlen und
Forschungsschwerpunkten zu Israelstudien, 
Antisemitismusprävention und jüdischer 
Kultur sowie gezielte Fortbildung und Sensi-
bilisierung des Universitätspersonals   
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Universitäten sollten jüdische Studierenden-
organisationen mit Ressourcen und Unterstüt-
zung fördern, um ihre Interessenvertretung zu 
stärken. Gleichzeitig sollten „sichere Räume“ 
geschaffen werden, in denen jüdische Studen-
ten und Studentinnen ihre Erfahrungen angst-
frei teilen und diskutieren können. Der Dialog 
zwischen jüdischen und nicht-jüdischen Mitglie-
dern der Universitätsgemeinschaft sollte aktiv 
gefördert werden.

Stärkung jüdischer Stimmen
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Auf Universitäts- oder Fakultätsebene sollte eine 
feste Stelle für einen Antisemitismus-Beauftrag-
ten eingerichtet werden. Diese Person fungiert 
als unabhängiger Ansprechpartner für Vorfälle 
und Fragen und wird in die Entwicklung, Über-
wachung und Sicherstellung von Richtlinien (z. 
B. IHRA Definition) gegen Antisemitismus ein-
gebunden. Durch diese zentrale Rolle wird die 
Wirksamkeit und Nachhaltigkeit der Maßnah-
men gesteigert.

Einführung eines Antisemitismus- 
Beauftragten
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Hochschulen in Deutschland sollten die IHRA-Ar-
beitsdefiniton anerkennen und sie konsequent an-
wenden. Nur durch eine verbindliche Anwendung 
der IHRA-Definition kann sichergestellt werden, 
dass Hochschulen ein diskriminierungsfreier Raum 

bleiben und antisemitische Positionen nicht durch 
öffentliche Mittel unterstützt werden. Dies schützt 
jüdische Studenten und Studentinnen sowie Wis-
senschaftler und stärkt die akademische Integrität.

Einführung und Anwendung der IHRA-Definiton 
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antwortung wahrzunehmen und konkrete Schritte zu 
unternehmen, um Antisemitismus wirksam entgegen-
zutreten. Antisemitismus ist kein Problem einzelner 
Gruppen, sondern ein gesamtgesellschaftliches Phä-
nomen, das vor allem die Mehrheitsgesellschaft be-
trifft und uns alle angeht. Bildung spielt hierbei eine 
zentrale Rolle, da sie dazu beitragen kann, die Fähig-
keit zur differenzierten Urteilsbildung zu fördern. Ziel 

muss es sein, ein Verständnis dafür zu schaffen, wie 
man zwischen gerechtfertigter Kritik und israelbezo-
genem Antisemitismus unterscheidet. Gleichzeitig 
muss anerkannt werden, dass Aufklärung allein nicht 
ausreicht. Ohne ein entschlossenes Handeln und das 
Schaffen klarer Strukturen zur Bekämpfung von Anti-
semitismus bleibt Bildung in ihrer Wirkung begrenzt.
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